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In die reformatio in peius bei einſeitiger Berufung 
des Erwerbſteuerpflichtigen zuläſſig? 


Die Frage iſt — ſoviel uns bekannt — von den Erwerb— 
ſteuerlandescommiſſionen in bejahenden Sinne entſchieden worden. Auch 
das Finanz-⸗Miniſterium hat dieſer Auslegung des neuen Perſonal— 
Steuergeſetzes ſeine Sanction ertheilt. Bei dieſen Umſtänden darf man 
auf die Antwort des Berwaltungsgerichtshofes umſo geſpannter ſein, als 
ſich die Eingangs erwähnte Anſchauung keineswegs mit bloßen juriſtiſchen 
Spitzfindigkeiten anfechten läßt, vielmehr eine ſtarke Doſis Formalismus 
dazu gehört, ſie im Geſetze begründet zu finden. 

Die bisherige Darſtellung der Fragen) argumentirt nämlich 
folgendermaßen: Die einzige Beſtimmung des Geſetzes vom 25. October 
1896 über die reformatio in peius ſei überhaupt nur im $ 222 
enthalten und dieſe gehe dahin, daß die Perſonal-Einkommenſteuer 
einſeitig nicht erhöht werden darf. Hieraus folge das Gegentheil für 
die anderen Steuerkategorien. 

Wir anticipiren die weiter unten folgenden Erörterungen 
und behaupten: Dieſem Paragraph kommt keine über das IV. Haupt- 
ſtück hinausreichende Bedeutung zu. Wenn aber dem fo iſt, und, — 
hier behaupten wir nichts Unbewieſenes, ſondern conſtatiren nur die 
Thatſache — dieſem Theile der Rechtsmitteltheorie im Geſetze keine 
EX professo-Regelung zu Theil wurde, fo müſſen an Stelle der Lücke, 
welche die erſten drei Hauptſtücke in obiger Hinficht aufweiſen, die 
Folgerungen treten, zu denen uns die Analhſe des Weſens der einzelnen 
Steuergattung, ihrer eigentümlichen Natur und die Erwägung führen, 
daß das bloße „Nehmen“ kaum geeignet iſt, das moraliſche Ziel des 
Geſetzes zu fordern. 

Von dieſem Standpunkte aus liegt nun in der einſeitigen 
Erhöhung der angefochtenen ſpeciellen Erwerbſteuer, ſowie der Renten⸗ 
ſteuer inſofern keine materielle Benachtheiligung, als es ſich hiebei 
immer nur um Subſummirung eines dem Steuerpflichtigen bekannten 
Thatbeſtandes unter einen beſtimmten Geſetzesparagraphen, alſo um 
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Rechtsfragen handelt. Ob es freilich auch hier nicht angezeigter erſcheint, 
beſonders in nicht ganz zweifelloſen und ſchwierigeren Fallen die 
Nachtragsbemeſſung unter Freilaſſung des Recursrechtes anzuordnen, 
bleibe dahingeſtellt. Immerhin könnte man behaupten, daß es ſchon 
der materiellen Richtigkeit der Entſcheidungen, geſchweige denn ihrer 
„Popularität“ und dem Säckel des Steuerpflichtigen gewiß keinen 
Abbruch thun kann, wenn auch hier der Grundſatz: „audiatur ꝛc.“ 
zur Durchführung gebracht wird. 

Weſentlich anders liegen die Dinge bei der Perſonal-Einkommen⸗ 
ſteuer. Hier ſtehen ſich Fälle der heterogenſten Art gegenüber. Einer— 
ſeits kann die Berufungscommiſſion im Gegenſatze zur Schätzungs⸗ - 
commiſſion eine Abzugspoſt nicht für paſſirbar halten, oder die Frage, 
ob ein Einkommen dem Haushaltungsvorſtande zuzurechnen iſt oder 
nicht, zum Nachtheile des Steuerpflichtigen entſcheiden u. dgl. mehr, 
kurz, die Berufungscommiſſion kann anderer Rechtsanſchauung ſein, 
als die Schätzungscommiſſion, wobei die reformatio in peius kein 
Unrecht in dem oben erwähnten Sinne bedeutet. 

Andererſeits kommt aber hier vor Allem die materielle Richtigkeit 
der nach § 214 vorgenommenen Einſchätzung in Betracht. Da handelt 
es ſich nicht um Interpretationskünſte, ſondern um die Verbindung 
des ziffermäßigen Reſultates der Einſchätzung mit den äußeren Merk⸗ 
malen, auf welche ſich dieſelbe ſtützt — eine Verbindung, der ſich als 
pſychologiſcher Vorgang der Controle des Dritten entzieht. Wurde doch 
die Einſchätzung, ſachlich zwar ſehr richtig, im Uebrigen aber höchſt 
ominös, mit dem Verdict der Geſchworenen verglichen! Es läßt ſich 
eben nicht Alles zu Papier bringen, am allerwenigſten Dinge, für 
welche der Eingeweihte den äußern Ausdruck verhältnißmäßig leicht 
finden, deſſen Zuſammenhang mit dem thatſächlichen Subſtrat aber 
der Ferneſtehende beinahe unmöglich herſtellen kann. Schon von dieſem 
Geſichtspunkte allein iſt es ein Nonſens, die Einſchätzung durch eine 
andere, mit dem Leben und Wirken des Steuerpflichtigen oft gar nicht, 
im beſten Falle nur zum geringſten Bruchtheile vertraute Körperſchaft 
ex offo „in peius reformiren“ zu laſſen. 

Allein — alle dieſe Erwägungen, ſo begründet ſie theoretiſch 
auch ſein mögen, können füglich in zweite Linie geſtellt werden. Die 
Steuern und ihre Myſterien verſteht man viel beſſer von der praktiſchen 
Seite. In dieſer Beziehung braucht nur bloß an zwei Dinge erinnert 
zu werden: einmal an die Wichtigkeit, die man der Perſonal-Einkommen⸗ 
ſteuer in den beiden feindlichen Lagern — Publicum und Fiscus — 
mit Recht beigemeſſen hat, dann an die Thatſache, daß dieſelbe als 
nicht contingentirte und durch den § 214 ſehr dehnbare Steuer ein— 
ſeitigen Experimenten der Finanzverwaltung weit mehr zugänglich iſt 
als jede andere Steuer. Bei dieſer Sachlage war es vom Stand— 
punkte des permanenten Steuerausſchuſſes nur zu begreiflich, daß er 
am betreffenden Paragraph der Regierungsvorlage ganz ein— 
ſchneidende Aenderungen vornahm und ihm „im Intereſſe des Steuer- 
pflichtigen“ ſeine jetzige, die reformatio in peius ausſchließende 
Geſtalt gab. (S. 227 des A. B.) Wie fo manche andere Beſtimmung 
des Perſonal-Steuergeſetzes, iſt auch dieſe mehr ein Product gelegent— 


licher Erwägungen, als bewußtes, an alle logiſch etwa möglichen 
Conſequenzen denkendes Hineintragen eines übrigens negativ aus⸗ 
gedrückten Princips. Deßhalb erſcheint es uns bedenklich, aus § 222 
eine allgemeine Regel ableiten zu wollen, noch bedenklicher darum, da 
dies unter Zuhilfenahme des leicht praktikablen Argumentes à contrario 
geſchieht, während ſich das Geſetz über die Frage ex professo über— 
haupt nicht ausſpricht. Es gilt daher, bei jeder einzelnen Steuer⸗ 
gattung in ihrem Weſen beſondere Anhaltspunkte zu ſuchen. 

Wie ſteht es nun diesfalls mit der allgemeinen Erwerbſteuer? 
Zunächſt betonen wir ausdrücklich, daß die oben erwähnten, für die 
jetzige Faſſung des $ 222 maßgebenden Momente hier wegfallen. 
Dies vorausgeſetzt, werden ſchon beim bloßen Eingehen die Intentionen 
des Geſetzgebers,“) welcher gerade in der Selbſtvertheilung der 
Steuerſätze durch die Standesgenoſſen untereinander, die beſte 
Gewähr für die richtige Vertheilung derſelben erblickt, ſtarke 
Zweifel an der Geſetzmäßigkeit einer einſeitigen reformatio in peius 
rege. Und das Geſetz? Nach 5 32 des Perſonal-Steuergeſetzes „weiſt 
die Erwerb-Steuercommiſſion den Steuerſatz .. . . nach freiem Er- 
meſſen zu“. Zu dieſem Behufe ſoll ſie ſich ein Bild über die mittlere 
Ertragsfähigkeit des Unternehmens machen und letztere ebenfalls in 
„freier Würdigung aller erhobenen und der ſonſt ihr bekannten Um⸗ 
ſtände“ beurtheilen. ($ 33 1. c.) 

Es handelt ſich alſo auch hier — wie bei der früher beſprochenen 
Einſchätzung — um eine arbiträre Entſcheidung, deren innerliches 
Weſen eine actenmäßige Begründung ausſchließt. Man darf nicht 
vergeſſen, daß die Veranlagungscommiſſion ihr Gutachten ſowohl auf 
Grund der feſtgeſtellten, als auch ſolcher Umſtände abgibt, welche 
ihr zwar bekannt, in den Acten aber keinen Ausdruck finden, ja 
nicht einmal zu finden brauchen, für die Frage der Ertragsfähigkeit 
und in weiterer Folge für die Zuweiſung des Steuerſatzes in J. Inſtanz 
jedoch ungleich wichtiger ſind, als die aus den Berufungspapieren 
erſichtlichen. Uebrigens gibt es für die Ertragsfähigkeit nur drei 
„Noten“: gewöhnlich, größer und kleiner als gewöhnlich. (§ 33 eit.) 
Glaubt man denn wirklich, in dieſe drei Begriffe alle praktiſch 
vorkommenden Unterſchiede einſchachteln zu können? Es iſt mir 
Schablone gleichbedeutend und nichts als mißverſtandene „ausgleichende 
Gerechtigkeit“, wollte man an Stelle eines Urtheiles, das aus der 
genauen Local- und Perſonalkenntniß eines relativ kleinen Bezirkes 
geſchöpft, fußend im ſteten und intimen Contacte mit den Fluctuationen 
des Geſchüfts- und Erwerbslebens, den Beobachtungsreſultaten des 
täglichen Zuſchauers entſpricht, wollte man an Stelle dieſes Urtheiles 
das auf oft flüchtigen und ungenauen Ziffern beruhende, wenn auch 
arithmetiſch peinlich genaue Exempel der Landescommiſſion ſetzen, 
der trotz der Zuſammenſetzung in ihrer Geſammtheit ganz gewiß der 
unmittelbare Blick und das — ſagen wir's nur — inſtinctiv richtige 
Gefühl der Standesgenoſſen, alſo zwei Factoren abgehen, welche ſich 
durch kein Actenmaterial erſetzen laſſen. 

Freilich iſt der Einwand nur zu naheliegend, daß das Vor— 
ſtehende im gleichen Maße auch ſür die Ermäßigungen gilt. Dies iſt 
in gewiſſem Sinne richtig und eine Frage für ſich; im vorliegenden 
Falle aber inſoferne belanglos, als es ſich hiebei nicht um eine 
Kritik des Berufungsrechtes überhaupt, ſondern um die Unterſuchung 
handelt, ob die einſeitige Abänderung des Commiſſionsſpruches zum 
Nachtheile des Steuerpflichtigen dem Perſonal-Einkommenſteuergeſetze 
entſpricht. Das Steuerzahlen gehört nun einmal nicht zu den An⸗ 
nehmlichkeiten des Lebens, und was zur Abſchaffung einer dem 
Steuerträger wohlthätigen, geſetzlich normirten Inſtitution 
geſagt werden könnte, zur Vertheidigung einer erſt heraus zu 
interpretirenden ihm nachtheiligen geltend zu machen — dieſes 
Argument kann doch nur von einem eingefleiſchten Fiscaliſten ernſt 
genommen werden. 

Daß Ungleichmäßigkeiten, ſogar als Ungerechtigkeiten ſich darſtellende 
Begünſtigungen vorkommen können, iſt menſchlich, zugleich aber die Kehr⸗ 
ſeite des einmal angenommenen Principes. Uebrigens führt uns gerade 
der zuletzt erwähnte Umſtand auf eine Beſtimmung des P.-St.⸗G., 
aus welcher ſich die ſchwer wiegendſten Bedenken gegen die einſeitige 
reformatio in peius ergeben, wir meinen das Berufungsrecht und 
die Berufungspflicht des Vorſitzenden. Es läßt ſich von dieſem zwar 
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nicht behaupten, daß fie die reformatio in peius logiſcherweiſe aus⸗ 
ſchließen, allein zum mindeſten ebenſo logiſch gedacht iſt die Anſicht, 
daß in Folge dieſer Beſtimmung die einſeitige Erhöhung des Steuer— 
ſatzes wenn nicht geradezn unzuläſſig, fo doch in hohem Maße über— 
flüſſig erſcheint, indem das Geſetz damit den Weg anweiſt, auf welchem nach 
feinem Willen Remedur gegen Einſeitigkeiten der Commiſſion zu ſchaffen 
ſei. Während es aber weiter keinen Unterſchied macht, ob die Berufung 
nur in dem Falle zu ergreifen ſei, daß der Staatsbürger ſo vernünftig 
war, ſich durch den zugewieſenen Steuerſatz nicht zu ſtark belaſtet zu 
fühlen, erſchöpft ſich andererſeits die vornehmſte Aufgabe des Vor— 
ſitzenden in der Wahrung „der Gerechtigkeit gegen Alle in gleichem 
Maße “.“) Wenn es nun der Vorſitzende, der die ganze Veranlagung ge— 
leitet, der auch über alle ſonſtigen Behelfe verfügt, nicht für ſeine Pflicht 
hält, gegen die Bemeſſung zu berufen, erſcheint es nicht nur über— 
flüſſig, ſondern auch nicht opportun, auf Grund der Zauberformel 
des Bemeſſungs- und Berufungsbogens, welche zwar immer vorhanden 
ſein muß, aber meiſtens auch iſt, gewiſſermaßen katholiſcher fein wollen 
als der Papſt — denn, man läuft Gefahr, bei dieſem Practiciren 
der ausgleichenden Gerechtigkeit die Ungleichmäßigkeit noch größer zu 
machen. Daß es ja noch mindeſtens ebenſoviel Steuerpflichtige geben 
wird, die nach den Acten rechtskräftig zu niedrig beſteuert ſind, 
dürfte nur von Jenem angezweifelt werden, der ſich ein Bemeſſungs⸗ 
protokoll nie angeſehen hat. Hiemit ſoll nicht geſagt werden, daß 
darin eine materielle Ungerechtigkeit liegt. Die Veranlagung der all— 
gemeinen Erwerbſteuer iſt eben — wie bereits erwähnt — eine ſolche, 
daß ſie eine meritoriſche Prüfung beinahe unmöglich macht: daher 
von dieſem Standpunkte keine beſonders glückliche. 

Wenn endlich allerdings zugegeben werden muß, daß die Erwerb— 
ſteuer-Landescommiſſion in Folge mangelnder Rechtskraft der Steuer 
gewiſſermaßen an die Stelle, ſomit auch in die Rechte und Verbind— 
lichkeiten der I. Inſtanz tritt, fo iſt dies — mutatis mutandis — 
bei jeder Berufungsinſtanz mehr oder weniger der Fall, gibt aber 
noch immer keine Auskunft darüber, wie weit dieſe Gleichſtellung reicht. 
Hingegen iſt es auf den erſten Blick klar, daß dieſe Frage nur eine 
andere Formulirung der an die Spitze dieſer Abhandlung geſtellten 
iſt. Auf das Schulbeiſpiel eines „idem per idem“, welches in dem 
Verſuche liegen würde, die eine Frage durch die andere löſen zu 
wollen, braucht denn doch nicht beſonders aufmerkſam gemacht zu 
werden. 

Faſſen wir nun das Geſagte kurz zuſammmen: Auf der einen 
Seite keine directe Antwort des Geſetzes, wohl aber der Veranlagungs⸗ 
Charakter der Steuer und die Berufungspflicht des Vorſitzenden, 
anderererſeits ein ephemerer, praktiſch nicht erreichbarer Zweck, ſowie 
das böſe Blut, das im Kreiſe Derjenigen erzeugt werden muß, welche 
in der beſten Ueberzeugung berufen haben — mala fides praesumitur? 
—, wir glauben, die Wahl kann einer modernen Finanzverwaltung 
nicht ſchwer fallen. 


Graz, im Februar 1899. 
Dr. Karl Savnik. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein nicht radieirtes Apothekergeſchäft iſt nur als ein auf Lebens⸗ 
zeit verliehenes perſönliches Gewerberecht anzuſehen, welches im 
Erbwege nicht übertragbar iſt ($ 531 a. b. G.⸗ B.). 

In der Verlaſſenſchaftsſache nach dem verſtorbenen Apotheker 
Emanuel B. hat das k. k. Bezirksgericht in M. mit Beſcheid vom 
29. October 1896, 3. 3629, das von der Erbin Irma P., geborenen 
B., geſtellte Begehren, um Einbeziehung des von den Sachverſtändigen, 
abgeſehen von der Rechtsfrage, bedingt ermittelten Werthes der von 
dem Erblaſſer in F. und J. ausgeübten Apothekerconceſſion in dem 
angenommenen Betrage von 20.000 fl. in die Nachlaßinventur ab⸗ 
gewieſen, weil das von dem Erblaſſer Emanuel B. betriebene Apotheker- 
geſchäft nicht als ein radicirtes oder verkäufliches Realgewerbe, welches 
mit dem Beſitze der Nachlaßrealität als integrirender Beſtandtheil ver⸗ 
bunden iſt, in Betracht kommt, ſondern ſich lediglich als ein mit der 
Urkunde des beſtandenen k. k. Bezirksamtes in M. vom 1. Juni 1865, 
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3. 587, verliehenes perſönliches Gewerberecht darſtellt, welches nach 
dem einhelligen Ausſpruche der Sachverſtändigen und dem eingeholten 
Gutachten des Apotheker-Hauptgremiums des Königreiches Böhmen 
vom 1. September 1896, Z. 453, nur auf die Perſon des Gewerbs⸗ 
mannes ſelbſt eingeſchränkt iſt, nur für dieſen Conceſſionär einen 
Werth hat, mit ſeinem Tode erliſcht und, da eine Uebertragung an 
andere Perſonen durch Veräußerung, Verpachtung oder Verpfändung 
nicht geſtattet iſt, an ſich keinen Vermögenswerth bildet; der Umſtand 
aber, daß nach dem § 59 der Gewerbeordnung vom 2. Juli 1859, 
Nr. 113 R.⸗G.⸗Bl., ein derart conceſſionirtes Perſonalgewerbe nach 
dem Tode des Conceſſionärs für Rechnung des minderjährigen Erben 
bis zu feiner erreichten Großjahrigkeit auf Grundlage der alten Con- 
ceſſion durch einen befähigten Vertreter fortgeführt werden kann, wohl 
eine Begünſtigung für den Erben, welcher das Gewerbeetabliſſement 
mit der vorhandenen Einrichtung, den Vorräthen ꝛc. erbt, aber keinen 
Nachlaßvermögenswerth repräſentirt. 

Dem Recurſe der Irma P., geborenen B., hat das k. k. Ober— 
landesgericht in Prag mit Erledigung vom 22. December 1896, 
Z. 28.179, ſtattgegeben und den angefochtenen Beſcheid dahin abge— 
ändert, daß dem k. k. Bezirksgerichte verordnet wird, in das Nachlaß— 
inventar nach Imanuel B. die bis zur Großjährigkeit feines minder- 
jährigen Sohnes und Univerſalerben Ludwig B. entfallenden jähr— 
lichen Pachtſchillinge als Activum einzubeziehen; und zwar in der 
Erwägung, daß nach Abſatz 1 des erblaſſeriſchen Teſtamentes die von 
dem Erblaſſer ausgeübte Apothekergerechtigkeit ſammt Conceſſion dem 
eingeſetzten Univerſalerben Ludwig B. ſpeciell zugedacht iſt, daß mit 
Rückſicht auf den Staatsminiſterialerlaß vom 11. Jänner 1861, 
Nr. 8 R.⸗G.⸗Bl., und vom 8. Jänner 1866, 3. 22.384, und die 
Beſtimmung des § 59 der Gewerbeordnung vom 20. December 1859, 
Nr. 227 R.⸗G.⸗Bl., beziehungsweiſe 856 des Geſetzes vom 15. März 
1883, Nr. 39 R.⸗G.⸗Bl., die dem Erblaſſer ertheilte Apotheker— 
Conceſſion bis zur Erreichung der Großjährigkeit des minderjährigen 
Ludwig B. für deſſen Rechnung fortgeführt werden kann, daß daher 
dieſe Conceſſion als ein Recht erſcheint, welches einen Beſtandtheil 
des erblaſſeriſchen Vermögens bildet, deſſen Werth in das Verlaſſen— 
ſchaftsinventar einzubeziehen iſt; und in der weiteren Erwägung, daß 
im Hinblicke hierauf zwar nicht der ermittelte Schätzwerth der Apotheker— 
gerechtigkeit, da ſelbe bei Eintritt der Großzjährigkeit des Ludwig B. 
erliſcht, überhaupt wohl aber die bis dahin ſich ergebenden Nutzungen 
aus dieſer Conceſſion, als welche die bis zum Eintritte der Groß— 
jährigkeit des minderjährigen Ludwig B. ſich ergebenden Pachtſchillinge 
für dieſe in F. und J. ausgeübte Apothekergerechtigkeit erſcheinen, 
als Activum in das Verlaſſenſchaftsinventar umſomehr einzubeziehen 
ſind, als es ſich im vorliegenden Falle um die Ermittlung des Pflicht⸗ 
theiles der Recurrentin handelt. 

Ueber den außerordentlichen Reviſionsrecurs der Irma P., ge— 
borenen B., und den ordentlichen Reviſionsrecurs des Franz S. als 
Vormundes des minderjährigen Ludwig B. hat der Oberſte Gerichts— 
hof mit Entſcheidung vom 23. Februar 1897, 3. 1829, dem ordent⸗ 
lichen Reviſionscurſe des Letzteren ſtattzugeben und unter Abänderung 
der angefochtenen obergerichtlichen Erledigung den erſtrichterlichen Be— 
ſcheid wieder herzuſtellen befunden, und zwar unter Verweiſung auf 
die im Weſentlichen richtige Begründung des erſten Richters und in 
der Erwägung, daß bloß perſönliche Rechte des Erblaſſers, welche mit 
feinem Tode erlöſchen, nach $ 531 a. b. G.⸗B. niemals in deſſen 
Nachlaß gehören, und daher bei der Beſtimmung des Pflichttheiles 
ſowohl als auch bei der Feſtſtellung des Activſtandes des Nachlaſſes 
nicht berücksichtigt werden können. Die Ausnahmsbeſtimmung der Ge⸗ 
den ordnung in Betreff des Fortbetriebes des Gewerbes für Rechnung 
er Witwe eventuell der minderjährigen Kinder des Erblaſſers iſt eine 
oſſen tlich-rechtliche und kann aus derſelben ein Erbrecht nicht ab- 
wee werden. Aus eben denſelben Gründen erſcheint es auch nicht 
zuläſſig, den Pachtſchillig für das verpachtete Gewerbeetabliſſement in 
den Activſtand des Inventars einzutragen. 

Peru erhält auch der außerordentliche Reviſionsrecurs der 
Irma P., geborenen B., ſeine abweisliche Erledigung.“) 

Not.⸗Ztg. 
fetzte oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 8. Jänner 
„Juriſtiſche Blätter“ vom Jahre 1895, Nr. 14, 


0 Siehe die entgegenge 
1895, 3. 15.633 ex 1894 
S. 167. 


Formelle Zuläſſigkeit der Klage wider einen Bezirksausſchuß. 
A. erwirkte die gerichtliche Einantwortung der Wechſelforderungen 
in zwei Beträgen von je 600 fl., welche dem B. als Unternehmer 
des Baues einer Eiſenbahnzufahrtsſtraße auf Grund von Verträgen, 
die er mit dem Bezirksausſchuſſe geſchloſſen hat, aus der Caſſe des 


Bezirksausſchuſſes gebührten und es wurde letzterer angewieſen, die 


Beträge dem B. nicht auszuzahlen, ſondern zu Gunſten des A. zu 
behalten. Demungeachtet hat der Bezirksausſchuß die dem A. ein- 
geantworteten Beträge dem B. ausgezahlt. Der A. klagt nun den 
Bezirksausſchuß wegen Zahlung. 

Die erſte Inſtanz hat nach dem Klagebegehren erkannt. 

Ueber Berufung des Belangten hat das Oberlandesgericht das 
erſtrichterliche Urtheil ſammt den vorangegangenen Verfahren als nichtig 
aufgehoben und die Zurückweiſung der Klage ausgeſprochen, weil nach 
§ 1 C.⸗P.⸗O. die Proceßfähigkeit nur eine phyſiſche oder juriſtiſche 
Perſon im Sinne des § 26 a. b. G.-B. beſitzt, der Bezirksausſchuß 
weder eine phyſiſche oder juriſtiſche Perſon, auch nicht eine Körper— 
ſchaft iſt, die Vermögen beſitzt; er iſt bloß ein Organ des Bezirks— 
rathes, alſo eine autonome Behörde, welche, da der Bau der Eiſenbahn— 
zufahrtsſtraße im Concurrenzwege ausgeführt wird, gemäß des Landes— 
geſetzes für Galizien vom 15. April 1881, L.-G.⸗-Bl. Nr. 46, nur 
den öffentlichen im Concurrenzwege entſtandenen Fond verwaltet. Da 
die Klage nicht gegen die Concurrenz des Baues der Zufahrtsſtraße, 
ſondern gegen den Bezirksausſchuß lautet, dieſer aber proceßunfähig 
iſt, ſo mußte das erſtrichterliche Urtheil ſammt den vorangegangenen 
Verfahren als nichtig aufgehoben werden. 

In Folge des Reviſionsrecurſes des Klägers hat der Oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 27. September 1898, 3. 11.528, 
den angefochtenen Beſchluß des Brufungsgerichtes aufgehoben und ihm 
aufgetragen, mit Umgangnahme von dem formellen Abweiſungsgrunde 
des Mangels der Proceßfahigkeit des geklagten Bezirksausſchuſſes, die 
Berufung desſelben nochmaliger Enſcheidung zu unterziehen, weil nach 
dem Wortlaute des 8 1 C.-P.⸗O., wonach jede Perſon, die ſelbſt— 
ſtändig giltige Verpflichtungen eingehen kann, proceßfähig iſt, dem 
geklagten Bezirksausſchuſſe die Proceßfähigkeit um jo weniger abge— 
ſprochen werden darf, als er im vorliegenden Falle thatſächlich Ver- 
träge geſchloſſen hat. . > 

„Gem. ⸗Itg.“ 


Notizen. 


(Erhebungen über Eiſenbahn unfälle.) Rückſichtlich derſelben ordnet 
der Erlaß des k. k. Eiſenbahnminiſters vom 22. December 1898, Z. 29.490, Nach⸗ 
ſtehendes an: In letzterer Zeit ſind wiederholt Bahnbedienſtete, gegen welche die 
Anklage erhoben war, durch Außerachtlaſſung von beſtehenden Inſtructionsbeſtim⸗ 
mungen einen Eiſenbahnunfall herbeigeführt oder mitverſchuldet zu haben, von den 
zuſtändigen Gerichten freigeſprochen worden, weil durch Zeugenausſagen als er⸗ 
wieſen angeſehen wurde, daß die betreffenden Inſtructionsbeſtimmungen im gegebenen 
Falle nicht eingehalten werden konnten oder daß die Nichtbeachtung dieſer Be: 
ſtimmungen mit Wiſſen und Willen der Vorgeſetzten geſchehen ſei, daher dieſelbe 
nicht als eine Pflichtverletzung angeſehen werden könne. Aus dieſem Anlaſſe jehe 
ich mich zu folgenden Bemerkungen veranlaßt: Bei der beſtehenden großen Ver⸗ 
ſchiedenheit der Verhältniſſe, unter welchen der Eiſenbahnverkehr ſich abwickelt, ſind 
Fälle, in welchen die Einhaltung allgemeiner Vorſchriften ſehr erſchwert oder un- 
möglich gemacht wird, nicht ganz zu vermeiden, und es kann daher auch die in 
der Verantwortung von Angeklagten vorkommende Beruſung auf dieſen Umſtand 
berechtigt ſein. Ebenſo berechtigt erſcheint auch deren Berufung auf die ſtändige 
Duldung der Nichtbeachtung von Inſtructionsbeſtimmungen, ſofern eine ſolche 
ſtändige Duldung thatſächlich vorlag. In dieſer Beziehung muß jedoch unter⸗ 
ſchieden werden, ob dieſe Duldung in Fällen erfolgt iſt, in welchen die ſtricte Be: 
folgung der Vorſchrift unter den obwaltenden Verhältniſſen in der That unthunlich 
war, oder ob eine Nachläſſigkeit des mit der Obſorge für die Einhaltung der 
Vorſchriften betrauten Vorgeſetzten feſtgeſtellt werden konnte. Die zuverläſſige 
Klarſtellung dieſer Umſtände iſt in jedem einzelnen Falle zunächſt Sache der bahn⸗ 
ſeitigen Erhebungen, worauf bei Verfaſſung der durch Organe der Bahnverwaltung 
aufzunehmenden Erhebungsprotokolle Rückſicht genommen werden muß. Demzu⸗ 
folge iſt bei der protokollariſchen Einvernahme derjenigen Bedienſteten, welche nach 
dem Thatbeſtande an dem Unfalle als ſchuldtragend in Betracht kommen, durch 
entſprechende Frageſtellung oder durch eine ſeitens der Erhebungsorgane vorzu⸗ 
nehmende und im Protokolle zum Ausdruck zu bringende Conſtatirung auf jene 
Momente und Umſtände Bedacht zu nehmen, welche gegebenenfalls die Einhaltung 
der betreffenden Inſtructionsbeſtimmungen oder beſonderen Vorſchriften erſchwert 
oder unmöglich gemacht haben oder aus welchen ſonſt eine Entlaſtung dieſer Be⸗ 
dienſteten gefolgert werden kann. Stellt ſich dabei die Duldung einer Außeracht⸗ 
laſſung der Vorſchriften heraus, ſo werden, wenn eine ſolche nicht durch beſondere 
Umſtände entſchuldigt werden kann, auch diejenigen Organe ſich zu verantworten 
haben, denen die Aufſicht über die Einhaltung der Vorſchriften oblag. Die ſo 


inſtruirten Erhebungsacte werden nicht nur die richtige Beurtheilung der betreffenden 
Vorkommniſſe vom Standpunkte der Bahnverwaltung ermöglichen, ſondern auch 
die Gerichte in jenen Fällen, in welchen dieſelben zu ihrer Orientirung den Er⸗ 
hebungsact abverlangen, in die Lage ſetzen, ſich über die Schuldfrage ein zutreffendes 
Urtheil zu bilden. Wird jedoch ſeitens des Gerichtes nicht der Erhebungsact ſelbſt, 
ſondern nur eine Inſormation darüber verlangt, inwieweit dem an einem Unfalle 
betheiligten Perſonal bahnſeits ein Verſchulden beigemeſſen werden kann, ſo ſind 
neben den belaſtenden Momenten auch die aus den Erhebungsacten hervorgehenden, 
jeden einzelnen Bedienſteten entlaſtenden Umſtände in unzweifelhaſter Weiſe hervor⸗ 
zuheben, wodurch die Einleitung einer gerichtlichen Verfolgung, welche nach der 
Sachlage vorausſichtlich mit dem Freiſpruche des Angeklagten enden würde, fall⸗ 
weiſe zu verhindern möglich ſein wird. 

(Die geſetzliche Regelung der Hausinduſtrie.) Ueber dieſes 
Thema hielt in der Wiener Juriſtiſchen Geſellſchaft am 8. d. M. der Seeretär⸗ 
ſtellvertreter der niederöſterreichiſchen Handels- und Gewerbekammer, Univerſitäts⸗ 
docent Dr. Eugen Schwiedland, einen Vortrag, über welchen wir aus einem Be⸗ 
richte der „Juriſtiſchen Blätter“ Nachſtehendes entnehmen: „Die Hausinduſtrie —- 
ſo führte der Vortragende aus — zeigt folgende Merkmale: Ein Unternehmer 
vertreibt berufsmäßig Waaren, deren Erzeugung von Anderen mit Mitteln klein⸗ 
gewerblicher Technik in ihren eigenen Räumen beſorgt wird. Der Erzeuger ſteht 
dem Vertreiber wirthſchaftlich und ſocial abhängig gegenüber. Statiſtiſch ſind die 
hausinduſtriellen Betriebe außerordentlich ſchwer zu faſſen. Die verlegenden Meiſter 
betrachten ſich oft noch als Unternehmer, die verlegten Geſellen aber als Arbeiter 
wie andere. Die Verlagsinduſtrie zerſetzt heute das Handwerk in den Städten wie 
auf dem Lande. So ſchätzt man in Oeſterreich die Zahl der Heimarbeiter auf drei: 
viertel Millionen. Unter den Formen der verlegten Betriebe fallen vier Haupt⸗ 
gruppen ins Auge: der verlegte Werkſtattmeiſter, der Zwiſchenarbeiter oder Vor⸗ 
meiſter, der in ſeiner Wohnung arbeiten läßt, der vereinzelte Heimarbeiter (Sitz⸗ 
geſelle), endlich die Organiſation von Sitzgeſellen, die Sitzgeſellengruppe. Das 
vereinigende Merkmal liegt im Verleger, Auftraggeber, Verkäufer der Waare; er 
iſt nicht Kunde, ſondern nur der einzige oder einer von den wenigen vorhandenen 
Käufern; daher rührt feine beherrſchende Stellung. Die ftantliche Regelung der 
Verhältniſſe dieſer Arbeiter iſt eine Forderung jener Fabrikanten und Werkſtatt⸗ 
meiſter, welchen von Seite der Verleger eine Concurrenz erwächſt, ſowie der durch 
den Mitbewerb der Hausinduſtrie bedrängten Werkſtattarbeiter. Bei der modernen 
Regelung der Heimarbeit treten ſanitätspolizeiliche Geſichtspunkte — des Schutzes 
der Verbraucher, wie des Heimarbeiters — neben ſolchen der Gewerbepolitik hervor, 
es kommt mehr eine Regelung der großſtädtiſchen Heimarbeit (des ſogenannten 


„Schwitzſyſtems“ oder „Sitzgeſellenweſens“) als der ländlich localiſirten Haus⸗ 


induſtrie zu Stande. Die Gewerbepolitik im Beſonderen kann ſich die Aufgabe ſtellen, 
zum Schutze der durch Verleger concurrendirten Unternehmer, oder zum Schutze 
der von Verlegern abhängigen kleinen Meiſter und Arbeiter Maßnahmen zu treffen. 
Der erſtere Geſichtspunkt, der des Meiſterſchutzes, iſt Oeſterreich eigen; der zweite, 
das Princip des Arbeiterſchutzes, herrſcht im Auslande vor. Zu den geſetzlichen 
Maßregeln, welche ſich im Intereſſe der Regelung der Hausinduſtrie empfehlen, 
gehört zunächſt die Evidenzhaltung der hausinduſtriellen Arbeiter. Der Vor⸗ 
tragende machte in dieſer Richtung eine Reihe von Vorſchlägen, wobei er auch die 
im Auslande, insbeſondere in Nordamerika, übliche Evidenzhaltung als Beiſpiel 
anführte: private und behördliche Regiſtrirung, öffentliche Regiſter, behördliche Ab: 
zeichen am Hauſe oder am Eingange der Werkſtätte. Eine ſolche Regiſtrirung iſt 
nothwendig, wenn man die Wohlthaten des Arbeiterſchutzes auch den Haus⸗ 
induſtriellen zuwenden will. Die Cataſtrirung könnte mit der Einführung der 
obligatoriſchen Arbeiterverſicherung verbunden werden, von welcher bisher mit Un⸗ 
recht zahlreiche Kategorien von Heimſtättenarbeitern ausgeſchloſſen waren. Auch die 
Vorſchriften der Sanitätspolizei ließen ſich dann beſſer handhaben. Die von 
einzelnen Seiten aufgeſtellte Forderung, die Heimarbeit ſchlechthin zu verbieten, iſt 
naiv; ihre Durchführung würde viele Arbeiter erwerbslos machen. Will man die 
Hausinduſtrie einſchränken, dann iſt es ſchon praktiſcher, eine eigenthümliche Be⸗ 
zeichnung der hausinduſtriell erzeugten Waaren zu verfügen. Der Vortragende 
legte der Verſammlung eine Reihe von Marken vor, welche in Nordamerika zur 
Unterſcheidung hausinduſtrieller Erzeugniſſe von anderen üblich ſind. Auch bei 
öffentlichen Submiſſionen ſollten Producte der Heimſtättenarbeit ausgeſchloſſen 
werden. So läßt der Londoner Grafſchaftsrath die Uniformen der ſtädtiſchen Feuer⸗ 
wehrmänner, Parkaufſeher ꝛc. nur von Unternehmern liefern, welche nachweiſen 
tönnen, daß dieſe Producte in Fabriken, beziehungsweiſe geſchloſſenen Werkſtätten, 
hergeſtellt werden. Schließlich kam der Vortragende auf die Mittel ſocialer Hilfe 
zu ſprechen, durch welche dem Elend unter den Heimſtättenarbeitern vorgebeugt, 
beziehungsweiſe dasſelbe gemildert werden könnte, und empfiehlt nach dieſer 
Richtung eine Reihe von Wohlſahrtseinrichtungen. Man dürfe heute nicht mehr 
leichthin jagen, daß gegen das ſchreckliche Uebel der Heimarbeit keine Abhilfe ges 
geben iſt; unſere Zeit weiſe uns hier nicht nur die Aufgabe, ſondern auch die 
Mittel zu ihrer Löſung.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Sectionsrath im Handelsminiſterium Franz 
Xaver Freiherrn v. Buſchman zum Miniſterialrathe ernannt und den Sections: 
räthen im genannten Miniſterium Dr. Rudolf Schuſter Edlen v. Bonnott, 
R. Krticzka v. Jaden und Dr. Mauriz R. v. Roeßler den Titel und 
Charakter eines Miniſterialrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe Guſtav Schöd! der Finanz⸗ 
Landesdirection in Graz den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen und 
denſelben mit der Leitung der Finanzdirection in Czernowitz betraut. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Ober⸗Poſt⸗ 
rathes bekleideten Poſtrath Joſef Kunzelmann zum Ober⸗Poſtrathe bei der 
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Poſt⸗ und Telegraphen⸗Direction in Graz und die Poſträthe Johann Tobiaſch 
und Karl Hübner zu Ober⸗Poſträthen bei der Volt: und Telegraphen-Direction 
in Prag ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Joſef Grafen v. Ezdorf in 
Linz den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberbergeommiſſär Leopold Kobercz das Ritter⸗ 
kreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem penſionirten Evidenzhaltungs⸗Oberinſpector Karl 
Schimmer das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanzdirector in Czernowitz Johann 
Kolazy anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das Ritterkreuz des Leopold: 
Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem General-Directionsrathe der öſterr. Staatsbahnen 
Regierungsrathe Adolf Petroſſi anläßlich der Uebernahme in den Ruheſtand den 
Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Leopold Gröger in Taus 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hauptcaſſier der Bergdirection in Pribram Joſef 
Hosna anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines 
Ober⸗Rechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Steuer⸗Oberinſpectoren Mathias Kotzian und 
Franz Peikert anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter 
eines Finanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Director der Staatsſchuldencaſſe Rudolf Noha 
und dem Director der niederöſterreichiſchen Landeshaupteaſſe Wilhelm Pohl an- 
läßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Regierungs- 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Johann Chalu peski an 
läßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Haupt 
Steuereinnehmers verliehen. 

Dem mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes bekleideten Ober⸗ 
Finanzrathe in Trieſt Probus v. Fabrizi wurde anläßlich der Verſetzung in den 
Ruheſtand die Allerhöchſte Anerkennung bekanntgegeben. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Minifterial = Viceſecretär 
Wladimir Ritter v. Deeykiewiez zum Miniſterialſecretär ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Rechnungsräthe Anton, 
v. Blacha und Julius v. Leis zu Laimburg zu Ober⸗Rechnungsräthen, und 
den Rechnungs⸗Revidenten Erwin Lihotzky zum Rechnungsrathe im Miniſterium 
des Innern ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Privat- Ingenieur Felix 
Foſſel Edlen v. Arthenfels zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in. 
Steiermark ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Polizeicommiſſäre der 
Krakauer Polizeidirection Dr. Stanislaus Mazurkiewiez, Dr. Johann Re⸗ 
kiewiez und Stanislaus Balicki zu Polizei⸗Obercommiſſären ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Polizeicommiſſär des 
Polizei⸗Commiſſariates in Mähriſch⸗Oſtrau Dr. Michael Flatau zum Polizei: 
Obercommiſſär, dann die Polizei Concipiſten Euſebius Tymowski und. 
Stefan Sienkiewicz zu Polizeicommiſſären bei der Lemberger Polizeidirection. 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Privat⸗Ingenieur Theodor 
Skulina zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Böhmen ernannt. 4 

Der Minifterpräfident a. L. d M. d. J. hat die Statthalterei⸗Secretäre Martin 
Fric und Erhard Kiczka zu Bezirkshauptmännern und die Bezirkscommiſſäre 
Paul Kretſchmer und Friedrich Remes zu Statthalterei⸗Secretären in Mähren 
ernannt. Rn: 
Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bezirkscommiſſär Natalis 
Calebich zum Statthalterei-Secretär in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat im Stande der Wiener Sicher: 
heitswache den Bezirks⸗Juſpector Ludwig Joſt zum Ober⸗Inſpector, den Revier: 
Inſpector Joſef Tandler und den Polizei-Coucipiſten Wladimir Tauber zu 
Bezirks⸗Inſpectoren ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. 
Correſpondenz Joſef J. Fleiſchner zum Vorſtande des 
des Reichsrathes ernannt. 


d. M. d. J. hat den Redacteur der Reichsraths⸗ 
ſtenographiſchen Bureaus. 


Erledigungen. 


Bezirks ſecretärsſtelle in der X. Rangsclaſſe bei den politiſchen Be⸗ 
hörden in Steiermark bis 10. März 1899. (Amtsblatt Nr. 35.) | 

2 Vfänderverwahrerzftellen in der IX. und 2 Officials ſtellen in 
der X. Rangsclaſſe, eventuell 4 Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe beim 
k. k. Verſatzamte in Wien bis 15. März 1899. (Amtsblatt Nr. 35.) 

Mehrere Bezirkscommiſſärſtellen in der IX., beziehungsweiſe Statt: 
halterei⸗Concipiſten ſtellen in der X. Rangsclaſſe in Mähren bis 15. März 1899. 
(Amtsblatt Nr. 36.) 

1 Bezirkshauptmannſtelle in der VII., e \ 
Secretärftelle in der VIII. Rangsclaſſe in Mähren bis 16. März 18 
blatt Nr. 39.) 
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Pe Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 7 und 8 der Erkenntniſſe, finanz. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


ventuell 1 Statthalterei⸗ 
99. (Amts⸗ 


